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fen, wenn über die Angelegenheit in der Brigade- oder 
Abteilungsversammlung beraten worden ist (§ 40 Abs. 2 
Satz 2 LPG-G). Diese Regelung entspricht dem heutigen Ent­
wicklungsstand der LPG und den Erfordernissen der ge­
nossenschaftlichen Demokratie.

Der Vorstand sollte auch die Kommissionen der LPG 
(insb. für Gesundheits-, Arbeite- und Brandschutz sowie für 
Ordnung und Sicherheit) in die Vorbereitung der genannten 
Maßnahmen einbeziehen. Sie können im Rahmen ihrer spe­
zifischen Aufgabenstellung Mängel bei der Durchsetzung 
rechtlicher und betrieblicher Anforderungen, die zu konkreten 
Pflichtverletzungen und Schäden am genossenschaftlichen 
Eigentum führen bzw. geführt haben, aufdecken und aus 
ihren praktischen Erfahrungen wertvolle Hinweise für die 
zu treffenden Maßnahmen geben. Empfehlenswert ist auch 
das Zusammenwirken des Vorstandes mit der Revisionskom­
mission, und zwar vor allem dann, wenn mit dem konkreten 
Fall generelle Probleme der Einhaltung der Gesetzlichkeit 
und innerbetrieblicher Festlegungen sowie der Gewährlei­
stung des Schutzes des genossenschaftlichen Eigentums ver­
bunden sind. Dem Vorstand wird in § 40 Abs. 4 LPG-G auch 
das Recht eingeräumt, bei eindeutig festgestelltem und unbe­
strittenem Schadenersatzanspruch der LPG bis zur Höhe von 
300 M die Einbehaltung des entsprechenden Betrags von der 
Vorschußzahlung zu beschließen. Hierbei muß allerdings 
darauf geachtet werden, daß dem betreffenden Genossen­
schaftsmitglied mindestens 50 Prozent seiner Vorschußzah­
lungen verbleiben.

Die Übertragung der Pflicht zur Schadensfeststellung und 
-regulierung auf den Vorstand bedeutet die Herauslösung 
dieser Aufgabe aus der ausschließlichen Zuständigkeit der 
Vollversammlung. Gemäß § 49 Abs. 2 LPG-G sind die Ziff. 48 
und 61 Abs. 2 Buchst, f MSt, in denen diese Zuständigkeit der 
Vollversammlung geregelt war, entsprechend § 40 LPG-G an­
zuwenden. Der Vorstand hat die Vollversammlung über seine 
Entscheidung zu informieren und sie zu begründen.

Zu der Frage, ob die vom Vorstand zur Anwendung der 
materiellen Verantwortlichkeit getroffenen Entscheidungen 
durch die Vollversammlung im Rahmen ihrer a l l g e m e i ­
n e n  Zuständigkeit (Ziff. 61 Abs. 1 MSt) nachträglich geän­
dert werden können, werden in der Literatur unterschied­
liche Auffassungen vertreten. R. А r 11 bejaht die Möglich­
keit einer Korrektur schlechthin7, während nach R. T r a u t ­
m a n n  das Recht der Vollversammlung zur Aufhebung bzw. 
Änderung solcher Vorstandsbeschlüsse vom Vorliegen be­
stimmter Voraussetzungen (Verstoß gegen die Gesetzlichkeit, 
zu hoch angesetzte Schadenersatzsummen) abhängig sein 
soll.8 Da es sich hierbei in der Tat um Entscheidungen des 
Vorstandes handelt, die die Interessen einzelner Genossen­
schaftsbauern berühren, und seitens des Betroffenen fest auf 
die Autorität und die Kompetenz des Vorstandes vertraut 
wird und werden muß9, hat u. E. die Vollversammlung die 
vom Vorstand getroffene Entscheidung zu akzeptieren, es 
sei denn, es liegen die von Trautmann angeführten Gründe 
zur Korrektur des Beschlusses vor.

Form des Schadenersatzes

Nach § 40 Abs. 3 LPG-G ist der Schadenersatz grundsätzlich 
in Geld zu leisten. Der Vorstand kann jedoch auch Natural­
ersatz oder andere den Vermögensverlust ausgleichende Lei­
stungen verlangen, wobei Art und Weise der zu erbringen­
den Leistungen zwischen Vorstand und Schadensverursacher 
zu vereinbaren sind. Diese Regelung folgt § 16 Satz 2 des 
LPG-Gesetzes von 1959, der den Erfordernissen in den LPGs 
als Betrieben und sozialen Gemeinschaften entspricht. Das 
Mitgliedschaftsverhältnis des Genossenschaftsbauern zu sei­
ner LPG schließt auch das Recht der LPG ein, in bestimmten 
Fällen einen schuldhaft verursachten Schaden in natura wie­
dergutmachen zu lassen. Gegenwärtig ist es noch nicht mög­
lich, die im LPG-Gesetz enthaltenen Befugnisse der LPG, 
die gegenüber der Regelung im LPG-Gesetz von 1959 erwei­
tert worden sind19, im einzelnen zu bestimmen. Hierzu be­
darf es noch einer Analyse der sich dazu entwickelnden Pra­
xis. Von folgenden Prämissen dürfte jedoch ausgegangen 
werden können:

— Da nach dem Gesetz der Schadenersatz grundsätzlich in 
Geld zu leisten ist, kann Naturalersatz nur ausnahmsweise 
verlangt werden.

— Der Schadenersatz in natura kann wertmäßig niemals 
höher sein als der Schadenersatz in Geld.

— Unter Berücksichtigung der bisher geltenden Regelung 
muß der Naturalersatz dem Schädiger objektiv und sub­
jektiv zumutbar sein; insbesondere darf die ordnungsge­
mäße Führung der persönlichen Hauswirtschaft nicht be­
einträchtigt werden.

— Der Naturalersatz muß nicht unbedingt der Wiedergut­
machung des konkret verursachten Schadens dienen. Zu­
lässig ist daher auch, daß die LPG in Höhe des Ersatzan­
spruchs in Geld andere schadensausgleichende Leistungen 
verlangt. Gerade in dieser Hinsicht bedarf es der Analyse 
der Praxis, um den Entscheidungsspielraum der LPG fest­
legen zu können.

— Der Anspruch auf schadensausgleichende Leistungen steht 
der LPG dem Grunde nach zu. Die Vereinbarung über die 
Art und Weise der zu erbringenden Leistungen bezieht 
sich auf Termine, Art und Ausführung der Leistung so­
wie auf andere Fragen, die mit der tatsächlichen Erbrin­
gung der Leistung Zusammenhängen.

— Die Zuständigkeit des Gerichts nach § 40 Abs. 5 i. V. m. 
§ 42 LPG-G bezieht sich auch auf den Naturalersatz bzw. 
auf schadensausgleichende Leistungen und die Art und 
Weise ihrer Erbringung.

Geltendmachung der materiellenVerantwortlichkeit gegenüber 
Mitgliedern des Vorstandes und dem Vorsitzenden der LPG

Eine wichtige Konkretisierung hat die rechtliche Ausgestal­
tung der materiellen Verantwortlichkeit des Vorsitzenden 
und der Vorstandsmitglieder durch § 40 Abs. 2 Satz 3 LPG-G 
erfahren. Für die Geltendmachung der materiellen Verant­
wortlichkeit gegenüber diesem Personenkreis gab es bisher 
keine besonderen Vorschriften.

Nunmehr kann die Revisionskommission dem Vorstand 
Anträge zur Geltendmachung der materiellen Verantwort­
lichkeit des Vorsitzenden oder eines Vorstandsmitglieds un­
terbreiten. Werden diese Anträge vom Vorstand nicht berück­
sichtigt, kann die Revisionskommission nach § 40 Abs. 2 letz­
ter Satz LPG-G eine Entscheidung der Vollversammlung 
fordern. In der Praxis wird so verfahren werden, daß die Re­
visionskommission dann auf der jeweils nächsten Vollver­
sammlung eine Entscheidung veranlaßt. Es dürfte kaum er­
forderlich sein, daß die Revisionskommission speziell zur 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit gegen­
über einem Vorstandsmitglied oder dem Vorsitzenden eine 
außerordentliche Vollversammlung fordert, obgleich dies nach 
Ziff. 67 Abs. 5 MSt möglich wäre.

Das Recht der Revisionskommission, in der geschilderten 
Weise tätig zu werden, entspricht ihrer in Ziff. 67 MSt ge­
regelten Verantwortung, insbesondere die Rechte und Pflich­
ten der Leiter durchsetzen zu helfen und die Einhaltung der 
Rechtsvorschriften und genossenschaftlichen Beschlüsse zu 
gewährleisten. Das macht zugleich deutlich, welche wichtigen 
Aufgaben diesem Organ der Vollversammlung der LPG bei 
der Festigung der genossenschaftlichen Demokratie obliegen. 1
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